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Kommentar zu den Traktanden der Gemeindeversammlung 
* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * *   
 
Traktandum 2 Beschlussfassung über die Einreichung einer formu-

lierten Gemeindeinitiative „Änderung Anpassung Fi-
nanzausgleichsgesetz“ 

___________________________________________________________ 
 
Ausgangslage 

Am 1. Januar 2010 trat das im Landrat am 25. Juni 2009 beschlossene 
revidierte Finanzausgleichsgesetz (FAG) in Kraft. Der bisher indizesbe-
stimmte Finanzausgleich wurde durch ein System des Ressourcenaus-
gleichs und der Sonderlastenabgeltung ersetzt. 

Zum Ressourcenausgleich gehören die Instrumente: 

- Horizontaler Ausgleich 
- Zusatzbeiträge 
- Einzelbeiträge 

Als Sonderlasten gelten überdurchschnittlich hohe Lasten in den Berei-
chen:   

- Bildung 
- Sozialhilfe 
- Nicht-Siedlungsfläche 
- kumulierte Sonderlasten 

Erstmalige Anwendung des neuen Finanzausgleichsgesetzes 

Mit Verfügung des Regierungsrates vom 29. Juni 2010 wurden zum ersten 
Mal die Zahlungen im Rahmen des neuen Finanzausgleichs fällig: Statt 
der in der Landratsvorlage prognostizierten CHF 44 bis 47 Mio. betrug der 
durch die Gebergemeinden zu finanzierende horizontale Finanzausgleich 
rund CHF 67 Mio. also rund 50% mehr. Bei einem Gesamtbetrag von CHF 
1.48 Mio. resultierte für die Gemeinde Pfeffingen eine Mehrbelastung ge-
genüber dem Budget von rund CHF 0.5 Mio. bzw. 48%!  

Der Hauptgrund für diese unerwartete Verwerfung liegt in der divergieren-
den Entwicklung der Steuerkraft: Während sie bei den Gebergemeinden 
von 2008 bis 2010 um CHF 174 pro Einwohner stieg, sank sie im gleichen 
Zeitraum bei den Empfängergemeinden um CHF 53 pro Einwohner. 

Konzentration auf kurzfristige Anpassung 

Die Finanz- und Kirchendirektion lud im August 2010 eine Delegation der 
Gebergemeinden an eine Sitzung der sogenannten Konsultativkommissi-
on "Aufgabenteilung und Finanzausgleich" (KKAF) ein. Diese Kommission 
setzt sich aus Vertreterinnen und Vertretern der kantonalen Verwaltung 
und der Gemeinden zusammen und ist gemäss FAG mit der Aufgabe be-
traut, Fragen der Aufgabenteilung zwischen dem Kanton und den Ge-
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meinden sowie des Finanzausgleichs unter den Gemeinden zuhanden 
des Regierungsrats zu beraten. 

Die Kommissionsmitglieder wie auch die Vertreter der Gebergemeinden 
waren sich einig, dass 

- der horizontale Finanzausgleich grundsätzlich funktioniert und die 
gewünschte Umverteilung zwischen Geber- und Empfängerge-
meinden erzeugt; 

- allerdings die Zahlungen im 2010 massiv über das Ziel hinaus 
schossen und die Solidarität der finanzstarken Gemeinden gegen-
über den finanzschwachen Gemeinden über Gebühr strapaziert 
wurde. 

Ebenso bestand Einigkeit darin, dass  

- es kurzfristig ein Instrument braucht, um ein solches „Überschies-
sen“ zu verhindern; 

- hingegen grundsätzliche Anpassungen am Gesetz erst bei Vorlie-
gen einer längeren Zeitreihe und entsprechenden Erfahrungen an 
die Hand genommen werden sollen. 

Abschöpfungsgrenze ab 2012 

Auf dieser Basis wurde von Seiten des Kantons der Vorschlag ausgear-
beitet, im FAG neu eine Abschöpfungsgrenze einzuführen, die sicherstellt, 
dass es bei den beitragleistenden Gemeinden nicht zu einer über Gebühr 
liegenden Abschöpfung der vorhandenen Steuerkraft kommt. Die jeweilige 
Maximalhöhe des Abschöpfungssatzes soll der Regierungsrat im Rahmen 
der Finanzausgleichsverordnung festlegen.1 

Der Regierungsrat hat den entsprechenden Gesetzesentwurf im Dezem-
ber 2010 den Parteien, Verbänden und Gemeinden zur Vernehmlassung 
zukommen lassen. Der Zeitplan sieht vor, dass das Geschäft bei positiver 
Aufnahme im Rahmen der Vernehmlassung im Frühling 2011 in der vor-
beratenden Kommission des Landrats behandelt und bis Ende September 
2011 beschlossen werden kann, so dass die Beratung und Beschlussfas-
sung im Landrat im ersten Quartal 2012 abgeschlossen und bei positivem 
Ausgang noch für 2012 in Kraft gesetzt werden kann. 

Beurteilung der geplanten Anpassungen  

Wie oben erwähnt, haben sich diverse Gebergemeinden in einer Arbeits-
gruppe organisiert. Der Arbeitsgruppe gehören Delegierte aus den Ge-
meinden Allschwil, Arlesheim, Biel-Benken, Binningen, Bottmingen, 
Oberwil, Pfeffingen, Reinach und Schönenbuch an. Für die Anpassungen 
am FAG haben die Gemeindevertreter folgende Ziele formuliert:  

                                                           
1 Auf den Finanzausgleich 2010 angewendet, würde die Revision für Pfeffingen je nach Abschöp-
fungssatz zu einer Entlastung zwischen rund CHF 65'000 (Abschöpfungssatz 19%) und 350'000 
(15%) führen. Die Vorlage inkl. Gesetzestext sind einsehbar unter:  
http://www.baselland.ch/aktuelle_vernehml-htm.273436.0.html 
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1. Der Finanzausgleich als Solidaritätswerk wird nicht in Frage ge-
stellt. 

2. Das neue Finanzausgleichssystem wird nicht in Frage gestellt. 
3. Aber: Es braucht kurzfristig eine Korrektur, welche die Geberge-

meinden vor einer Abschöpfung über Gebühr schützt („Deckel“-
Lösung). 

4. Diese Korrektur muss einfach und nachvollziehbar sein und sie darf 
nicht zu einer Umverteilung innerhalb der Gebergemeinden führen. 

5. Weitergehende Korrekturen sollen im Rahmen der geplanten Eva-
luation und auf der Basis von Erfahrungswerten geprüft werden. 

Horizontaler Finanzausgleich - Abschöpfungsgrenze 

Der regierungsrätliche Vorschlag einer Abschöpfungsgrenze erfüllt die 
oben genannten Ziele weitestgehend und wird deshalb von allen neun 
Gemeinderäten begrüsst. 

Zusatzbeiträge (§ 7 Finanzausgleichsgesetz) 

Zum Instrument der Zusatzbeiträge stand in der Landratsvorlage zu lesen: 

„Der zusätzliche Ausgleich durch die Zusatzbeiträge ist neu und stellt ne-
ben dem horizontalen Ausgleich eine zweite Verteilung dar. Diese ist not-
wendig, weil sonst die Finanzversorgung der 36 steuerkraftschwächsten 
Gemeinden gegenüber heute über Gebühr reduziert würde.“ 

Wie das Bild gemäss ANHANG I zeigt, liegen die Ressourcen je Einwoh-
ner bei einzelnen Empfängergemeinden nach Auszahlung aller Finanz-
ausgleichsbeiträge 2010 sogar über jenen der meisten Gebergemeinden. 
So beträgt die Steuerkraft der finanzschwächsten Gemeinde vor den Fi-
nanzausgleichszahlungen CHF 739 pro Einwohner und danach CHF 
2’993 pro Einwohner. Dadurch steigt die Gemeinde in der Rangliste ge-
mäss Ressourcenausstattung vom letzten Platz auf Rang 7; vor ihr liegen 
drei Gebergemeinden und drei Empfängergemeinden. 

Alle in der Arbeitsgruppe vertretenen Gemeinderäte sind zum Schluss ge-
kommen, dass im Rahmen der Revision auch die Zusatzbeiträge aus dem 
Gesetz gestrichen werden sollen. Aus ANHANG II geht hervor, dass die 
Zusatzbeiträge im Sinne eines Ressourcenausgleichs nicht notwendig 
sind. Wie das obige Zitat aus der Landratsvorlage zeigt, waren die Zu-
satzbeiträge ein politisches Argument. Sie sind aber ein äusserst ineffi-
zientes Instrument, da alle Gemeinden einen Beitrag pro Einwohner leis-
ten müssen und die Auszahlungen an die finanzschwächsten Gemeinden 
erfolgen, ohne dass diese einen effektiven konkreten Bedarf nachweisen 
müssen. 

Gemeindeinitiative 

Aufgrund der obigen Ausführungen sind die Gemeinderäte bereits im De-
zember 2010 zum Schluss gelangt, dass das Finanzausgleichsgesetz wie 
folgt anzupassen ist: 
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§ 6 neuer Absatz 3 
3 Damit es bei keiner der beitragleistenden Gemeinden zu einer über Ge-
bühr liegenden Abschöpfung der vorhandenen Steuerkraft kommt, darf 
der Pro-Kopf-Anteil der beitragleistenden Einwohnergemeinden nicht 
mehr als einen in der Verordnung festgelegten Prozentsatz ihrer Steuer-
kraft betragen. Übersteigende Teile tragen die beitragempfangenden Ein-
wohnergemeinden anteilmässig nach Massgabe ihrer  Einwohnerzahl, 
höchstens jedoch im Umfang der Differenz zwischen dem Ausgleichsni-
veau und ihrer Steuerkraft multipliziert mit ihrer Einwohnerzahl. 
 

§ 7
2
  

Aufgehoben. 
 

Die Gebergemeinden schätzen das schnelle, unbürokratische und gezielte 
Vorgehen der Regierung. Sie werden im Rahmen der Vernehmlassung 
dem Regierungsrat die beiden oben genannten Anpassungen beantragen.  

Zugleich ist zu bedenken, dass mit der Verabschiedung durch den Regie-
rungsrat die Vorlage noch nicht gutgeheissen ist, sondern auch der Zu-
stimmung des Landrats bedarf. Aus heutiger Sicht ist unklar, inwiefern der 
Landrat die Situation gleich beurteilt wie der Regierungsrat. Die Mehr-
heitsverhältnisse im Landrat liegen grundsätzlich bei den finanzschwa-
chen Gemeinden. Es liegt durchaus im Bereich des Möglichen, dass der 
Landrat die Vorlage nicht beschliesst oder Anpassungen anbringt, die 
nicht im Interesse der Gebergemeinden sind. Ob der Landrat erkennt, 
dass der Finanzausgleich in seiner heutigen Ausgestaltung für den Fi-
nanzhaushalt der Gebergemeinden ein unkalkulierbares Risiko darstellt, 
ist derzeit nicht absehbar. 

Die Gemeinderäte sind deshalb zum Schluss gekommen, dass parallel 
zur vom Regierungsrat auszuarbeitenden Vorlage an den Landrat eine 
Gemeindeinitiative mit den oben erwähnten Anpassungen einzureichen 
ist (genauer Wortlaut vgl. ANHANG III). 

Weiteres Vorgehen 

§ 49 der Kantonsverfassung hält zur Gemeindeinitiative fest, dass es fünf 
Einwohnergemeinden braucht, welche das Begehren auf Erlass, Ände-
rung oder Aufhebung von Verfassungs- oder Gesetzesbestimmungen 
stellen können. Es ist geplant, dass die genannten neun Gemeinderäte 
bis spätestens Ende März 2011 ihrer Gemeindeversammlung bzw. ihrem 
Einwohnerrat den Antrag stellen werden, die Gemeindeinitiative sei beim 
Kanton einzureichen. 
 

  
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, der Einreichung 
der formulierten Gemeindeinitiative (Gesetzesinitiative) „Änderung Fi-
nanzausgleichsgesetz“, gemäss Wortlaut im Anhang III, zuzustimmen. 
 

 

                                                           
2 Betrifft den Paragraphen zu den Zusatzbeiträgen. 
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Ressourcenausgleich mit horizontalem Finanzausgleich (hellblaue Balken), 
Sonderlastenabgeltung (braun) und mit Zusatzbeiträgen (gelb)
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EmpfängergemeindenGebergemeinden

Ressourcenausgleich mit horizontalem Finanzausgleich (hellblaue Balken), 
Sonderlastenabgeltung (braun) ohne Zusatzbeiträge

0

500

1'000

1'500

2'000

2'500

3'000

3'500

4'000

4'500

5'000

B
ot

tm
in

ge
n

A
rle

sh
ei

m

B
in

ni
ng

e n

B
ie

l0
B

en
ke

n

P
fe

ffi
ng

en

N
u

ss
ho

f

O
be

rw
il

A
lls

ch
w

il

R
ei

na
ch

S
el

tis
be

rg

M
u t

te
nz

O
b

er
do

rf

Th
er

w
il

M
ün

ch
en

st
ei

n

S
is

sa
ch

Li
e

st
al

S
c h

ö
ne

nb
u

ch

Iti
n

g e
n

P
ra

tte
ln

A
es

c h

Fü
lli

n
sd

o
rf

A
ri

sd
or

f

La
uf

e
n

M
ai

sp
ra

c h

Zw
in

ge
n

G
ie

be
na

c h

D
ug

gi
n g

en

K
än

er
ki

nd
en

E
tti

n g
en

Lu
ps

in
ge

n

R
am

lin
sb

ur
g

H
ö l

st
ei

n

Fr
en

ke
n d

or
f

A
u g

st

B
ub

en
do

rf

H
e

rs
be

rg

R
ün

en
be

rg

O
rm

a
li n

ge
n

La
m

p
en

b
er

g

T
en

ni
ke

n

D
itt

in
ge

n

B
ö c

kt
en

L a
us

en

B
irs

fe
ld

en

A
rb

o
ld

sw
il

G
re

lli
ng

en

N
ie

d
er

do
r f

W
en

sl
in

ge
n

Th
ür

ne
n

B
uu

s

G
el

te
rk

in
de

n

B
en

n w
il

R
ö s

ch
en

z

Li
e

sb
er

g

B
ri s

la
ch

B
la

ue
n

T
itt

er
te

n

D
ie

pf
lin

ge
n

Li
e

de
rts

w
il

Zu
nz

ge
n

Te
ck

na
u

L ä
uf

el
fin

g
en

Zi
ef

e
n

R
ei

g
o l

ds
w

il

W
al

de
n

bu
r g

W
in

te
rs

in
ge

n

R
ot

he
nf

lu
h

W
itt

in
sb

ur
g

B
uc

kt
en

D
ie

gt
en

R
üm

lin
g e

n

H
em

m
ik

e
n

E
pt

in
ge

n

N
en

zl
in

ge
n

W
ah

le
n

K
i lc

hb
er

g

La
uw

il

Ze
gl

in
ge

n

R
ic

ke
n

ba
ch

La
ng

en
br

uc
k

A
nw

il

O
lti

ng
en

B
u

rg
 i.

L
.

B
re

tz
w

i l

R
o

gg
en

bu
rg

H
äf

el
fin

ge
n

in Fr./ Einw.

EmpfängergemeindenGebergemeinden

ANHANG I 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ANHANG II 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



- 7 -  

ANHANG III 
 
Formulierte Gemeindeinitiative (Gesetzesinitiative) 
„Änderung Finanzausgleichsgesetz“ 
 
Die Gemeinden Allschwil, Arlesheim, Biel-Benken, Binningen, Bottmingen, 
Oberwil, Pfeffingen, Reinach und Schönenbuch stellen gestützt auf § 49 Abs. 1 
der Kantonsverfassung und § 64 des Gesetzes über die politischen Rechte fol-
gendes formulierte Begehren: 

 

Das Finanzausgleichsgesetz
3
 vom 25. Juni 2009 ist wie folgt zu ändern: 

 
§ 6 Absatz 3 
3 Damit es bei keiner der beitragleistenden Gemeinden zu einer über Gebühr lie-
genden Abschöpfung der vorhandenen Steuerkraft kommt, darf der Pro-Kopf-
Anteil der beitragleistenden Einwohnergemeinden nicht mehr als einen in der 
Verordnung festgelegten Prozentsatz ihrer Steuerkraft betragen. Übersteigende 
Teile tragen die beitragempfangenden Einwohnergemeinden anteilmässig nach 
Massgabe ihrer  Einwohnerzahl, höchstens jedoch im Umfang der Differenz zwi-
schen dem Ausgleichsniveau und ihrer Steuerkraft multipliziert mit ihrer Einwoh-
nerzahl. 
 
§ 7 
Aufgehoben. 
 
Rückzugsklausel: 

Die Gemeinderäte der Gemeinden Allschwil, Arlesheim, Biel-Benken, Binningen, 
Bottmingen, Oberwil, Pfeffingen, Reinach und Schönenbuch sind ermächtigt, die 
Initiative zurückzuziehen: 
 

Federführende Gemeinde: 

Federführende Gemeinde ist die Gemeinde Binningen.  

Dem Gemeindebegehren wurde in den Gemeinden zugestimmt:  

Gemeinde Allschwil:  Beschluss des Einwohnerrats vom ….. 

Gemeinde Arlesheim:   Beschluss der Gemeindeversammlung vom … 

Gemeinde Biel-Benken:  Beschluss der Gemeindeversammlung vom 

Gemeinde Binningen:  Beschluss des Einwohnerrats vom 31.01.2011 

Gemeinde Bottmingen:  Beschluss der Gemeindeversammlung vom …… 

Gemeinde Oberwil: Beschluss der Gemeindeversammlung vom … 

Gemeinde Pfeffingen:  Beschluss der Gemeindeversammlung vom … 

Gemeinde Reinach: Beschluss des Einwohnerrats vom 31.01.2011 

Gemeinde Schönenbuch:  Beschluss des Einwohnerrats vom …… 

 

 
 

                                                           
3 GS 36.1176, SGS 185 
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Traktandum 3 Informationen über die Sanierungsarbeiten auf der 
Ruine Pfeffingen 

___________________________________________________________ 
 

 

In seiner Sitzung vom 28. Oktober 2010 hat der Landrat den Verpflich-
tungskredit von knapp 7 Mio. Franken für die Sanierung der Ruine Pfeffin-
gen bewilligt. Ziel der auf mehrere Jahre etappierten Sanierung ist die Si-
cherung des vorhandenen Bestandes.  

Zunächst werden hierzu auf dem Ruinengelände Bäume gefällt und 
Buschwerk entfernt. In einem zweiten Schritt wird der Bestand dokumen-
tiert. Für die Grunddokumentation ist ein Laserscanning vorgesehen auf 
deren Grundlage die Baubefunde zeichnerisch erfasst werden. Anschlies-
send beginnen die eigentlichen Bauarbeiten. Da es sich bei Burgruinen 
immer auch um besondere Naturräume mit einer speziellen Flora und 
Fauna handelt, in die bei derartigen Arbeiten eingegriffen wird, ist für das 
Projekt ein ökologisches Begleitprogramm eingeplant. 

Bereits ab dem 21. Februar 2011 wurde damit begonnen, das Burgareal 
auszuholzen. Im Laufe dieses und des nächsten Jahres werden die Do-
kumentationsarbeiten und weitere Vorarbeiten stattfinden. Der Beginn der 
eigentlichen Bauarbeiten ist für den Mai 2012 geplant. 

Herr Dr. Michael Schmaedecke, Ressortleiter Archäologische Stätten bei 
der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion des Kantons Basel-Landschaft, 
wird einen Überblick über die geplanten Sanierungsarbeiten auf der Ruine 
Pfeffingen geben und steht auch für die Beantwortung von Fragen gerne 
zur Verfügung. 
 
 


